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Das aktuelle Stichwort

Exportselbstbeschränkungsabkommen

1. Das Interesse an derartigen Abkommen

Die schon vor Jahren geäußerte Vermutung, daß mit dem
im Rahmen der GATT-Verhandlungen erzielten Abbau
von Zöllen und anderen vom Staat einseitig verhängten
Importrestriktionen wettbewerbsbeschränkende Abspra-
chen im Außenhandel an Bedeutung gewinnen würden
(Glismann, 1975, S. XV), scheint durch jüngste Erfahrun-
gen erneut bestätigt zu werden. So haben die rasch stei-
genden Marktanteile japanischer Automobüe auf den Aus-
landsmärkten viele Produzenten, Gewerkschaftsvertreter
und Politiker der Importländer veranlaßt, von Japan eine
freiwillige Drosselung der Exportzuwächse zu fordern.
Nach ihrer Meinung sollten die heimischen Produzenten
in einer Zeit, in der Wachstumsschwächen gerade auch für
die Automobilindustrie zu Tage treten, durch den Ab-
schluß bilateraler (Regierungs-)Verträge vor einem un-
kontrollierten Importzuwachs geschützt werden.

Derartige Exportselbstbeschränkungsabkommen (ESA)
sind nicht neu; ihre Verbreitung hat aber in letzter Zeit
drastisch zugenommen. (Das GATT schätzt, daß im Zeit-
raum 1975-1977 für 3 bis 5 vH des Welthandelsvolu-
mens derartige Abkommen neu vereinbart wurden.) Vor
allem die Importe in einer Reihe von Branchen, die sich
in den Industrieländern durch strukturelle Schwächen —
wie dauerhaft rückläufiges Nachfragewachstum und sin-
kende internationale Wettbewerbsfähigkeit — auszeich-
nen, sollen durch diese Form des „Neuen Protektionis-
mus" beschränkt werden. Am stärksten werden neben
Japan einige weltmarktorientierte asiatische Schwellen-
länder (Hongkong, Singapur, Südkorea, Taiwan) sowie
Indien und Pakistan in ihrer Exportentwicklung gehemmt,
insbesondere in den Sektoren Feinkeramik, Schuh- und
Lederwaren, Textilien und Stahl.

Anhand der beiden letztgenannten Bereiche läßt sich die
Entwicklung von ESA in den vergangenen zwanzig Jahren
besonders gut skizzieren, da die Textü- und Stahlindustrie
recht früh mit schwerwiegenden Strukturproblemen kon-
frontiert wurden.

• In der Textilindustrie wurden die schnell wachsenden
Exporte der sogenannten Niedriglohnländer für
„Marktzerrüttungen" in den Importländern verantwort-
lich gemacht. Da die Industrieländer nicht bereit
waren, ihre Produktionsstrukturen an die veränderten
komparativen Kostenvorteile anzupassen, beschworen
verschärfte Strukturkrisen für die Exportländer die
Gefahr einseitiger Einfuhrbeschränkungen herauf. Sie
waren deshalb bereit, ein internationales Baumwollab-

' kommen abzuschließen (nach einer Übergangszeit ab

1962 Long-Term Arrangement Regarding International
Trade in Cotton Textiles (LTA); gut zehn Jahre später
zum Arrangement Regarding International Trade in
Textiles, der sog. Multifaservereinbarung (MFV), er-
weitert). Unabhängig von den sonstigen Bestimmun-
gen erlaubte dieses Abkommen auch anderslautende
bilaterale Vereinbarungen, worin eine wichtige Recht-
fertigung für den Abschluß von ESA gesehen werden
kann.

Im Stahlbereich verschlechterte sich zum Ende der
60er Jahre die Wettbewerbsfähigkeit der US-amerika-
nischen Produzenten gegenüber der japanischen und
europäischen Konkurrenz derart rapide, daß die ameri-
kanische Stahlindustrie einen wirksamen Importschutz
forderte. Auch in diesem Fall waren die Exportländer
bereit, einer mehrjährigen Exportbegrenzung vertrag-
lich zuzustimmen. Die europäischen Stahlunterneh-
men, hier noch in ihrer Exportentwicklung durch die
Vereinigten Staaten gehemmt, gehörten später selbst
zu den wichtigsten Nutznießern von ESA. Sie konnten
durchsetzen, daß die - im Rahmen des Vertrages der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS) - staatlich geförderte Kartellbildung zusätz-
lich gegen Importe aus Drittländern abgesichert wurde,
zunächst durch „Antidumping-Zölle" , in zunehmen-
dem Maße aber durch bilaterale Vereinbarungen mit
den Exportländern, in denen diese sich verpflichteten,
ihre Stahlpreise zu erhöhen sowie die Exportmengen
in die Gemeinschaft zu begrenzen.

2. Die Wirkungen

Die dem internationalen Wettbewerb verstärkt ausgesetz-
ten Unternehmen strukturschwacher Branchen wollen
mit der Exportselbstbeschränkung ausländischer konkur-
renzfähiger Anbieter ihren eigenen Absatz auf dem hei-
mischen Markt stabilisieren. Die Abb. auf S. 542 zeigt, daß
eine erhöhte Wettbewerbsfähigkeit des Importangebotes
auf dem heimischen Markt — angedeutet durch die Verschie-
bung der Angebotskurve des Auslandes von Sa auf S^ -
den Marktanteil der Importe bei Freihandel von AB/ÖIJ
auf A'B'/OB' erhöhen würde. Ein ESA dagegen, das das
Importvolumen auf AB begrenzt, verhindert den Rück-
gang der nationalen Produktion. Die Tatsache, daß die
Marktaufteilung zwischen nationalen und ausländischen
Anbietern in gegenseitigem Einvernehmen festgeschrie-
ben wird, verschleiert zwar den protektionistischen
Charakter der Absprache. Dennoch ist leicht nachzuwei-
sen, daß ESA ebenso wie Zölle oder einseitige quantita-
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tive Importrestriktionen nationale Wohlfahrtseinbußen
verursachen. Die Konsumentenrente (vor Verschiebung
von Sa die Fläche LIC) ist gegenüber dem Freihandels-
fall, in dem sie nach der veränderten internationalen Wett-
bewerbslage auf LHC anwachsen könnte, beim Abschluß
des ESA um die Fläche CIHC reduziert, da der Preis auf
dem künstlich überhöhten Niveau OC gehalten wird. Da-
von stellt zwar der Teil CKEC lediglich eine nationale
Umverteilung zugunsten der heimischen Produzenten dar,
die schraffierte Fläche dagegen weist einen Wohlfahrts-
verlust aus. Untersucht man diese Fläche genauer, läßt
sich zeigen, daß das ESA beispielsweise im Vergleich zur
Zollerhebung sogar höhere Wohlfahrtseinbußen bewirkt.
Während die beiden Dreiecke KFE (zusätzliche Produk-
tionskosten) und IHG (Konsumtionskosten) gesamtwirt-
schaftliche Effizienzverluste bezeichnen, die bei beiden
Protektionsvarianten anfallen, würde eine Zollerhebung
in Höhe von C'C zu staatlichen Zolleinnahmen im Umfang
KIGF führen, die nationalen Wohlfahrtseinbußen also
um diesen Teil vermindern; das ESA verursacht eine inter-
nationale Umverteilung, da die potentiellen Zolleinnah-
men den ausländischen Exporteuren als Gewinn zuflie-
ßen, es sei denn, die heimischen Importeure können einen
Teil dieser Extragewinne abschöpfen (zu den Bestim-
mungsgründen der Höhe zusätzlicher „Importkosten" im
Falle von ESA v&.Bergsten, 1975).

Sn
(=Angebot der
nationalen
Industrie)

D (= Nachfrage)

A' A B B'

Neben diesen direkten volkswirtschaftlichen Verlusten,
die ESA auf dem geschützten Gütermarkt hervorrufen,
fallen — ähnlich wie bei andersartigen protektionistischen
Eingriffen - (Folge-)Kosten an:

• Es werden Produktionsfaktoren in vergleichsweise un-
produktiven Verwendungen gebunden. Die hieraus re-
sultierenden Wohlfahrtseffekte lassen sich unter der
Annahme, daß den fehlgelenkten Faktoren alternative
Verwendungen offenstehen, abschätzen, indem man
ihren Wertschöpfungsbeitrag im strukturkonservieren-

den ESA-Fall mit der Situation vergleicht, in der sie im
durchschnittlichen Ausmaß der übrigen Produktions-
zweige zum Sozialprodukt beitragen könnten (zu die-
sem Meßkonzept vgl. Glismann, 1975, S. 85 ff.).

• Ein ESA, abgeschlossen für ein Gut A, beeinträchtigt
auch die Produktionsbedingungen auf anderen Märk-
ten, vor allem wenn A ein wichtiges Vorleistungspro-
dukt darstellt, das nun von weiterverarbeitenden Bran-
chen zu überhöhten Preisen bezogen werden muß. Die
Exportchancen dieser Industrien werden unter sonst
gleichen Bedingungen schlechter, und die Substitu-
tionskonkurrenz durch Importe erhöht sich.

• Schließlich sind die dynamischen Aspekte von Markt-
regulierungen einzubeziehen. So dürfte der durch die
Beschränkung des internationalen Wettbewerbs abge-
schwächte Zwang der nationalen Produzenten, Produk-
tivitätsfortschritte zu erzielen, das gesamtwirtschaft-
liche Wachstum verlangsamen.

3. Rechtfertigungsversuche

Angesichts der Summe direkter und indirekter Wohlfahrts-
einbußen, die für ESA im Vergleich zu anderen protektio-
nistischen Eingriffen wie Zöllen eher noch höher zu ver-
anschlagen sein dürfte, ist zu fragen, wie der verstärkte
Rückgriff auf dieses Instrument in den letzten Jahren
gerechtfertigt wird. Dies um so mehr, als beim Zusam-
mentreffen bestimmter Marktkonstellationen (vollkommen
elastisches Auslandsangebot, monopolistisches Angebots-
verhalten der heimischen Industrie) nicht einmal das
deklarierte Ziel der ESA, die Ausweitung der nationalen
Produktion und Beschäftigung gegenüber dem Freihan-
delsfall, mit Sicherheit erreicht wird. (Dieser Fall wird
ausführlich in Hindley, 1978 dargestellt.)

Häufig findet sich das Argument, durch die Einigung auf
ein ESA ließe sich Schlimmeres verhindern, worunter mei-
stens von Importländern einseitig verhängte quantitative
Einfuhrhemmnisse verstanden werden. Die einseitigen Re-
striktionen werden als schwerwiegender betrachtet, da sie
alle Importe des betroffenen Gutes lückenlos erfassen,
während die ESA die Importe aus bestimmten Ländern
gar nicht tangieren würden; selbst den erfaßten Exporteu-
ren böten sich manchmal begrenzte Möglichkeiten, die
Absprachen zu umgehen, wobei an Anpassungsreaktionen
wie Produktionsverlagerungen sowie die Verschiffung
und die - unter Umständen nur geringfügige - Be- oder
Verarbeitung der Ausfuhren in nicht eingeschlossenen
Ländern gedacht wird. Die Wohlfahrtseinbußen im Im-
portland wären geringer, wenn, wie bei ESA, der Markt-
zugang für neue Anbieter erhalten bliebe und die Preis-
steigerungen dadurch begrenzt würden.

Zunächst ist es nur schwer zu beurteüen, was an die Stelle
eines ESA getreten wäre, wenn keine büaterale Einigung
zustande gekommen wäre. Immerhin scheinen ESA im
Importland leichter und damit auch öfter durchsetzbar
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zu sein als einseitige Restriktionen, etwa gemäß Art. XIX
des GATT, da der protektionistische Charakter der ESA
weniger offensichtlich ist und keine kompensatorischen
Liberalisierungen erforderlich sind, gegen die sich organi-
sierte Interessen anderer Industrien richten könnten. (Ge-
gen die implizite Kompensation für die Exporteure in den
ESA — die oben erwähnten „Importkosten" — dürfte
sich kaum Widerstand regen, da sich die Kosten auf die
Vielzahl der Konsumenten verteilen.) Doch selbst wenn
man die Vermutungen der ESA-Befürworter akzeptiert,
läßt sich daraus nicht folgern, daß mit dem Abschluß
von ESA eine noch restriktivere Handelspolitik verhindert
wird. Die obige Argumentation beschränkt sich auf den
Vergleich eines ESA mit einer vom Importland einseitig
verhängten quantitativen Importbegrenzung und ver-
nachlässigt, daß die durch erste ESA ausgelösten Handels-
umlenkungen oftmals weitere Abkommen zur Folge
haben. So schloß die europäische Stahlindustrie, kurz
nachdem sich die USA 1968 mit Japan und der EGKS
über eine Exportbeschränkung geeinigt hatte, ihrerseits
ein ESA mit Japan, um die nach Europa umgelenkten
japanischen Exporte zu drosseln. Als sich die fernöstli-
chen Textilproduzenten an das LTA angepaßt hatten,
indem sie bisher nicht erfaßte höherwertige Waren an-
boten, wurden diese in der MFV miterfaßt. Die Gefahr
einer Kumulation des staatlichen Interventionismus
durch ESA äußert sich ferner darin, daß weitere Verein-
barungen schließlich auch neuen Anbietern den Marktzu-
tritt verwehren und damit gleichzeitig die Anpassungs-
reaktionen der traditionellen Exportländer konterkariert
werden.

Darüber hinaus fördern die ESA dadurch, daß den Export-
ländern die administrative Abwicklung überlassen bleibt,
Kartellierungsbestrebungen der dortigen Unternehmen.
Ein hieraus resultierendes monopolistisches Angebots-
verhalten der Exporteure bewirkt möglicherweise, daß
die Einfuhren auf dem geschützten Markt stärker zurück-
gehen als bei einseitigen quantitativen Restriktionen des
Importlandes (vgl. Murray, Schmidt, Walter, 1978,
S. 629 ff). Weitergehende Absprachen der Anbieter, die
die internationale Wettbewerbsintensität auf den Welt-
märkten abschwächen, reduzieren möglicherweise auch
das Wohlfahrtsniveau von Drittländern.

Derartigen Überlegungen wird manchmal entgegengehal-
ten, daß es sich bei den ESA um eine zeitlich befristete
Importbeschränkung handele. Sie seien ein flexibel ein-
setzbares Instrument, um einer von Einfuhren bedräng-
ten nationalen Industrie eine Periode des Schutzes zu ge-
währen, in der sie ihre verlorene internationale Wettbe-
werbsfähigkeit wiedergewinnen könne. Es trifft zu, daß
ESA — bzw. die ihnen zugrundeliegenden internationalen
Vereinbarungen wie das LTA und die MFV — in der Regel
für einen begrenzten Zeitraum abgeschlossen werden. Die
Erfahrungen im Stahl- und Textilbereich beispielsweise
lehren jedoch, daß kaum ein Abkommen ersatzlos aus-
läuft. Die Anschlußvereinbarungen sind dabei nicht selten
noch restriktiver: So wurden die LTA-Regelungen für

Baumwolle in der MFV auf andere Textilfasern ausge-
dehnt. Gleichzeitig wurden die Interventionsmechanis-
men erheblich verfeinert, indem z.B. die EG sog. hoch-
sensible Waren von den sonst zugestandenen Mindestzu-
wächsen der Einfuhrkontingente ausnahm und die Quo-
ten der Lieferländer für diese Produkte noch einmal in-
tern auf die EG-Bezugsländer aufgeteilt wurden, was an-
gesichts der tiefgegliederten Textiltarifpositionen teil-
weise zu nicht handelbaren Lizenzmengen für einzelne
Firmen führte. Darüber hinaus gewährt die EG nur sol-
chen Entwicklungsländern Zollpräferenzen, die sich den
MFV-Regelungen unterwerfen. Nicht zuletzt dieses Junk-
tim verdeutlicht, daß die oftmals betonte „Freiwillig-
keit" von ESA faktisch nicht besteht.

Da das einmal durch ESA geschaffene Protektionsniveau
oft auf Dauer gesichert wird, die ESA also keine einma-
lige terminierte Anpassungshilfe darstellen, verwundert
es kaum, daß ihr deklariertes Ziel, die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der geschützten Industrien wiederzu-
gewinnen, in der Regel nicht erreicht wird. (Diese Aussage
stützende empirische Untersuchungen finden sich in Glis-
mann, 1975, S. 200 ff. und S. 218 ff.). Die Erhaltung von
ineffizienten Unternehmen im Importland, die gemäß der
veränderten komparativen Kostenvorteile den Markt ver-
lassen müßten, stattdessen aber aufgrund des hohen Preis-
niveaus überhöhte Gewinne erzielen können, schwächt
den Anpassungsdruck. Es werden der geschützten Branche
somit keine ausreichenden Anreize gegeben, die Produk-
tivität beispielsweise durch eine angepaßte Produktions-
palette zu steigern; allein dadurch könnte man aber er-
reichen, daß wieder zu international wettbewerbsfähigen
Preisen produziert wird.

Die Dauerhaftigkeit der Handelsbeschränkungen führt
schließlich zu Zweifeln, ob die ESA tatsächlich, wie be-
hauptet, auf die Wiedergewinnung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit zielen. Die obigen Überlegungen
lassen vielmehr vermuten, daß primär die Knappheits-
renten der heimischen Produzenten gegen preisgünstigere
Importe abgesichert werden sollen. In diesem Rahmen ge-
winnt die betonte Flexibilität von ESA eine neue Bedeu-
tung. So sind die ESA im Gegensatz zur Zollerhebung in
der Lage, ein einmal gewährtes Protektionsniveau auch bei
weiteren Kostensenkungen im Exportland für das betref-
fende Produkt aufrecht zu erhalten. Die besondere Flexi-
bilität der ESA gegenüber einseitigen quantitativen Re-
striktionen, die gemäß Art. XIX GATT durchzuführen
wären, liegt vor allem darin, daß sie ein selektives Vor-
gehen gegenüber den Exportländern ermöglichen. Hier-
durch werden schwerpunktmäßig die neuen Exportnatio-
nen diskriminiert, deren ausgeprägte Zuwachsraten bei
der Ausfuhr verarbeiteter Güter die Hauptangriffspunkte
für Befürworter von ESA bieten und für die die ausge-
handelten Beschränkungen besonders schwerwiegend sind.
Abkommen, zu denen bevorzugt die (verhandlungs-)
schwachen Entwicklungsländer genötigt werden, lassen
sich andererseits der Bevölkerung der Importländer gegen-
über leicht rechtfertigen, da diese Länder bereits vorher
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Mitbestimmungsgesetze

mit publikumswirksamen Etiketten wie „Niedriglohn-
länder" versehen bzw. des „Dumpings" angeklagt worden
sind.
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Mitbestimmungsgesetze
Ein Vergleich

Kleine Abhandlungen

Die in jüngster Zeit durch den Fall Mannesmann (vgl. den
Beitrag von Roemheld, WiSt 1980, S. 483 f.) wieder auf-
lebende Diskussion um die Frage der Mitbestimmung auf
Unternehmensebene wird von allen Beteiligten vor dem
Hintergrund der historisch gewachsenen Gesetzgebung ge-
führt. Die entsprechenden Stichworte sind: Montanmit-
bestimmungsgesetz von 1951, Mitbestimmungsergänzungs-
gesetz von 1956 und Mitbestimmungsgesetz von 1976.
Außer Betracht bleiben soll in den folgenden Überlegun-
gen die Mitbestimmungsregelung nach dem Betriebsver-
fassungsgesetz von 1952, die für Kapitalgesellschaften bis
zu 2000 Beschäftigten (im Montanbereich bis zu 1000 Be-
schäftigten) eine Drittel-Beteiligung der Arbeitnehmerver-
treter im Aufsichtsrat vorsieht.

1. Montanmitbestimmungsgesetz von 1951

Nach langwierigen erbitterten Auseinandersetzungen und
unter massivem gewerkschaftlichem Druck (Androhung
von Streik) verabschiedete der Deutsche Bundestag mit
den Stimmen von CDU/CSU und SPD das „Gesetz über
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichts-
räten und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 21.5.
1951" (Montanmitbestimmungsgesetz). Der Geltungsbe-
reich des Gesetzes erstreckt sich auf Unternehmen mit
mehr als 1000 Beschäftigten, soweit sie in der Rechtsform
einer Aktiengesellschaft, einer GmbH oder einer berg-
rechtlichen Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit
geführt werden.

Das Gesetz bestimmt - in Fortschreibung des von der
Alliierten Hohen Kommission erlassenen Kontrollrats-
gesetzes Nr. 27 —, daß der Aufsichtsrat montanmitbe-
stimmter Unternehmen jeweils zur Hälfte mit Vertretern
der Anteilseigner und der Arbeitnehmer besetzt ist. Gere-
gelt ist jedoch nicht nur die paritätische Besetzung des
Aufsichtsrates, sondern darüber hinaus auch die perso-
nelle Zusammensetzung der Anteilseigner- und der Ar-
beitnehmerseite. Durch Gesellschaftsvertrag oder durch
Satzung kann zunächst die Größe des Aufsichtsrates be-
stimmt werden. Er kann aus 11, 15 oder 21 Mitgliedern
bestehen. Die folgenden Ausführungen zu den Mitbe-
stimmungsmodellen beziehen sich jeweils auf die in den
Beispielen gewählten Aufsichtsratsgrößen. Im zuletzt
genannten Fall (vgl. Abb. 1) fordert das Gesetz, daß von
den zehn Arbeitnehmervertretern mindestens vier (drei
Arbeiter und ein Angestellter) im Unternehmen beschäf-
tigt sein müssen. Dagegen dürfen höchstens sechs Auf-
sichtsratsmitglieder der Arbeitnehmerseite Unterneh-
mensexterne sein. Von den im Unternehmen vertretenen
Gewerkschaften werden mit Bindung an Vorschlagsrechte
ihrer Spitzenorganisationen vier Mitglieder gestellt.

Zwingend schreibt das Gesetz vor, daß jeweils zwei Auf-
sichtsratsmitglieder („weitere" Mitglieder) jeder Seite an
dem betroffenen Unternehmen kein wesentliches wirt-
schaftliches Interesse haben, ihm nicht angehören und
keine Repräsentanten einer Gewerkschaft bzw. eines Un-
ternehmerverbandes sein dürfen. Dies gilt auch für das so-
genannte „neutrale" Mitglied, das nach dem Willen des
Gesetzgebers als zusätzliches Mitglied den Aufsichtsrat
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